
§ 1 Versicherte Sachen
(1) Versichert sind die jeweiligen im Versicherungsantrag 
genannten Sachen zur privaten und beru� ichen (z. B. im 
Rahmen eines freien Berufes wie Architekt, Arzt oder 
Rechtsanwalt) Nutzung.

(2) Kombiteile, Zubehör und nachgerüstete Teile sind nur 
dann Gegenstand der Versicherung, wenn dies besonders 
vereinbart ist.

(3) Nicht Vertragsgegenstand sind: 
(a) E-Bikes/Pedelecs, die gewerblich genutzt werden, und 

zulassungsp� ichtige E-Bikes/Pedelecs. Eine gewerbli-
che Nutzung liegt vor, wenn mit dem zu schützenden 
E-Bike/Pedelec Geld verdient wird (z. B. durch Vermie-
tung) oder eine überdurchschnittliche Nutzung vorliegt 
(z. B. Paketdienst, Lieferservice).

(b) Fahrräder ohne Elektroantrieb, S-Pedelecs sowie neue 
und gebrauchte Elektrofahrräder, wie z. B. E-Bikes/Pede-
lecs mit einem Kaufpreis inklusive Schloss von mehr als 
10.000 Euro. Bei gebraucht gekauften Elektrofahrrädern 
gilt der Kaufpreis des Fahrrads inkl. Schloss als Bezugs-
größe. Bei bereits im Haushalt vorhandenen gebrauch-
ten Elektrofahrrädern gilt der durch den Fachhändler für 
WERTGARANTIE festgelegte Wert (Versicherungswert).

§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden
Das im Versicherungsvertrag gewählte Risiko wird im Ein-
zelnen wie folgt und wie im Versicherungsschein verein-
bart bestimmt:

Komplettschutz
(1) Der Versicherer leistet Ersatz für Kosten von Reparatu-
ren, die bei einer nach Antragstellung eintretenden Zer-
störung oder Beschädigung der versicherten Sache bzw. 
deren Bauteile erforderlich werden, durch:
a) Verschleiß, Abnutzung, Alterung (ab dem 7. Monat 

nach Vertragsbeginn)
b) Konstruktions-, Produktions- und Materialfehler nach 

Ablauf der gesetzlichen Gewährleistung
c) Eigenverschulden des Versicherungsnehmers
d) Unfall
e) Fall, Sturz
f) Vandalismus
g) Feuchtigkeit
h) Elektronikschäden (Kurzschluss, Überspannung, 

Induktion)

(2) Bei Diebstahl (im Folgenden Diebstahl, Raub und 
Einbruchdiebstahl gemeinsam als Diebstahl bezeichnet) 
leistet der Versicherer Ersatz für die versicherte Sache 
bzw. bei Teilediebstahl für fest mit der Sache verbundene 
Teile, soweit die Sache mit einem im Versicherungsantrag 
durch den Versicherer zugelassenen Schloss an einen 
festen Gegenstand angeschlossen wurde.

(3) Im Rahmen des Pick-up-Service sind der Versiche-
rungsnehmer und eine weitere mitreisende Person versi-
chert bei: 
a) Ausfall des E-Bikes/Pedelec (das E-Bike kann nicht 

mehr genutzt werden) während einer Ausfahrt durch: 
• Beschädigung oder Diebstahl des E-Bikes/Pedelecs;
•  Ausfall des Motors/der Motorunterstützung auf-

grund eines Defektes;
• Mechanischer Mangel durch Ketten- oder Rahmen-

bruch;
• Reifenpanne – soweit gemäß Versicherungsschein 

versichert –
• Unfall/Sturz

b) Verletzung des Versicherungsnehmers während der 
Fahrt (z. B. durch einen Sturz), wodurch er körperlich 
nicht mehr in der Lage ist, die Fahrt fortzusetzen.

Ein eigener Anspruch der mitreisenden Person besteht 
nicht. Kein Fall des Pick-up-Service sind z. B. schlechtes 
Wetter, ein nicht hinreichend aufgeladener Akku des 
E-Bike/Pedelecs oder die Unterbrechung der Weiterfahrt 
mangels Kondition des Versicherungsnehmers.

(4) Der Versicherer gewährt Akkuschutz gemäß nachfol-
gender Regelung.

Akkuschutz
(5) Der Versicherer leistet Ersatz für Kosten von Reparatu-
ren, die bei einer nach Antragstellung eintretenden Zer-
störung oder Beschädigung des Akkus der versicherten 
Sache erforderlich werden, durch:
a) Verschleiß, Abnutzung, Alterung (ab dem 13. Monat 

nach Vertragsbeginn oder Austausch des Akkus)
b) Konstruktions-, Produktions- und Materialfehler nach 

Ablauf der gesetzlichen Gewährleistung
c) Eigenverschulden des Versicherungsnehmers
d) Feuchtigkeit
e) Elektronikschäden (Kurzschluss, Überspannung, 

Induktion).

Für den Akku übernimmt der Versicherer die Kosten des 
Austauschs, wenn dieser aus den vorgenannten Gründen 
nur noch höchstens 60 Prozent der vom Hersteller ange-
gebenen Leistungskapazität erbringt.

(6) Versicherungsschutz besteht nicht für Schäden, die bei 
Vertragsschluss bereits bestanden; die vorsätzlich herbei-
geführt wurden; die nicht die Funktion der Sache beein-
trächtigen, wie insbesondere Schrammen und Schäden an 
der Lackierung; die unter die Gewährleistung des Fach-
händlers oder die Garantie des Herstellers fallen; durch 
Reparaturarbeiten und Eingriffe nicht autorisierter Stellen; 
durch nicht bestimmungsgemäßen Gebrauch; durch 
bestimmungswidrig ausgetretenes Leitungswasser (z. B. 
Rohrbruch); die bei der Teilnahme an Sportveranstaltun-
gen, Trainings und Wettkämpfen entstehen; durch Kern-
energie, Terror oder Kriegsereignisse jeder Art, 
Bürgerkriege oder innere Unruhen sowie Natur- und Man-
Made-Katastrophen (wie z. B. Erdbeben, Sturm, Hagel, 
Flut/Überschwemmung, Großbrände, Explosionen, Ein-
sturz-, Schifffahrt- oder Bahnkatastrophen); höhere 
Gewalt.

§ 3 Leistungsumfang 
(1) Die jeweilige Entschädigungsleistung ist auf den im 
Versicherungsantrag ausgewiesenen Kaufpreis/Versiche-
rungswert (inkl. Schloss) der versicherten Sache begrenzt, 
besteht jedoch pro Schadenfall maximal in Höhe des im 
Versicherungsschein genannten Höchstentschädigungs-
betrags.

(2) Die jeweilige Entschädigungsleistung des Versicherers 
besteht bei E-Bike/Pedelec-Defekt in der Übernahme der 
Kosten für die Wieder instandsetzung oder Erneuerung (in 
gleicher Art und Güte) der beschädigten Bauteile bzw. des 
beschädigten Akkus sowie der Kosten für Arbeitslohn 
(Reparaturkosten). Ist der Versicherungsnehmer vorsteu-
erabzugsberechtigt, werden die Reparaturkosten als Net-
tobetrag ohne Umsatzsteuer ersetzt.

(3) Der Versicherungsnehmer hat das Recht, statt der 
Reparaturkosten eine Kostenbeteiligung für ein Ersatz-E-
Bike/Pedelec der gleichen Art, zu fordern, sofern die 
Reparatur wirtschaftlich oder tatsächlich unmöglich ist 
(Totalschaden). Ein wirtschaftlicher Totalschaden liegt 
vor, wenn die Reparaturkosten den Zeitwert der versicher-
ten Sache im Zeitpunkt des Schadenfalles übersteigen.

(4) Bei Diebstahl versicherter neuer E-Bikes/Pedelecs leis-
tet der Versicherer Ersatz in Form eines E-Bikes/Pedelecs 
der gleichen Art, das von einem Fachhändler übergeben 

wird. Bei Diebstahl versicherter gebrauchter E-Bikes/
Pedelecs leistet der Versicherer eine Kostenbeteiligung für 
ein Ersatz-E-Bikes/Pedelecs. Bei Diebstahl fest mit der 
versicherten Sache verbundener Teile und bei Vandalis-
mus leistet der Versicherer die Beschaffungskosten für die 
zu ersetzenden Teile. Ist der Versicherungsnehmer vor-
steuerabzugsberechtigt, wird die Diebstahl-Entschädi-
gung als Netto betrag ohne Umsatzsteuer ersetzt.

(5) Der Versicherer ist berechtigt, aber nicht verp� ichtet, 
nach geleisteter Diebstahl-Entschädigung die wieder auf-
gefundene Sache zu übernehmen.

(6) Der Versicherungsnehmer hat die vom Versicherer 
zugesagte Kostenbeteiligung für ein Ersatz-E-Bike/Pede-
lec vollständig zum Ankauf eines Ersatz-E-Bike/Pedelecs 
der gleichen Art zu verwenden. Kommt der Versiche-
rungsnehmer dem nicht nach, hat er die Kostenbeteili-
gung unverzüglich an den Versicherer zurückzuerstatten.

(7) Im Fall eines Pick-up-Service leistet der Versicherer im 
Rahmen des bestehenden Versicherungsschutzes Ersatz 
für Kosten die entstehen durch:
• Pannenhilfe, wenn dadurch die Weiterfahrt möglich ist;
• Rücktransport des E-Bikes/Pedelecs sowie Rückbeför-

derung des Versicherungsnehmers und ggf. des Mitrei-
senden vom Pannenort/Unfallort zum Startort der 
Tagesfahrt oder ggf. zum Fachhandelspartner des Ver-
sicherers, soweit der Kunde dies wünscht und hier-
durch keine Mehrkosten für den Versicherer entstehen.

(8) Grundsätzlich gilt eine subsidiäre Haftung als verein-
bart, d. h. anderweitige Garantien der Hersteller, beste-
hende Versicherungen sowie sämtliche sonstige 
Haftungen oder vertragliche Verp� ichtungen Dritter sind 
vorrangig zu belasten.

(9) Der Versicherer kann bei der Gestaltung der Verträge 
Selbst beteiligungen, Schadensstaffelungen und War-
tungspauschalen vorsehen.

§ 4 Obliegenheiten im Versicherungsfall
(1) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer einen 
Versicherungsfall unverzüglich, spätestens innerhalb 
1 Monats nach Eintritt in Textform anzuzeigen. Bei einem 
E-Bike-/Pedelec-Defekt ist zusätzlich ein Kostenvoran-
schlag einer Fachwerkstatt einzureichen. Daraus müssen 
Ursache, Art und Umfang der notwendigen Reparatur im 
Einzelnen ersichtlich sein. Bei Diebstahl, Teilediebstahl 
oder Vandalismus ist innerhalb dieses Zeitraums zusätz-
lich der Nachweis über die Stellung der Strafanzeige bei 
der Polizei sowie bei Diebstahl/Teile diebstahl zusätzlich 
der vom Versicherer vorgegebene Diebstahlbericht und 
bei Unfall Unfallbericht einzureichen. In den zuvor 
benannten Nachweisen bzw. Berichten ist jeweils die Rah-
mennummer des versicherten E-Bikes/Pedelecs und gege-
benenfalls die Akku-Seriennummer anzugeben. Der Versi-
cherer kann vom Versicherungsnehmer Händlerbelege 
(wie Anschaffungsrechnung, Zeitwertbeurteilungen etc.) 
sowie Fotos vom Schaden am E-Bike/Pedelec bzw. Scha-
denort verlangen. Darüber hinaus kann der Versicherer 
vom Versicherungsnehmer verlangen, sich beim örtlichen 
Fundbüro zu erkundigen, ob das gestohlene E-Bike/Pede-
lec wieder aufgefunden wurde und einen entsprechenden 
Beleg vorzulegen.

(2) Der Versicherer wird unmittelbar nach Eingang der 
vorbenannten Unterlagen die notwendigen Prüfungen 
vornehmen und bei vorhandenem Leistungs anspruch 
des Versicherungsnehmers binnen weniger Tage die 
jeweilige Entschädigungsleistung zusagen. Der Versi-
cherer kann ohne vorhergegangene Einreichung eines 
Kosten voranschlages entscheiden und eine Leistung 
erbringen. G
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(3) Bei Austausch des im Versicherungsvertrag benannten 
Schlosses oder Akkus, hat der Versicherungsnehmer die 
Daten des neuen Schlosses bzw. Akkus inkl. der neuen 
Akku-Seriennummer unverzüglich, spätestens innerhalb 
von 5 Werktagen nach Austausch, in Textform mitzuteilen.

(4) Nach durchgeführter Reparatur ist die Reparaturrech-
nung, aus der die ausgeführten Arbeiten und die Ersatz-
teilpreise im Einzelnen zu ersehen sind, innerhalb von 
1 Monat seit Rechnungsdatum einzureichen. Die Sache ist 
jeweils zur Besichtigung durch einen Sachverständigen 
auf die Dauer von 1 Monat ab Einreichung der Rechnung 
zur Verfügung zu halten.

(5) Der Versicherungsnehmer ist im Fall eines Pick-up-
Service verp� ichtet, diesen durch einen vom Versicherer 
autorisierten Partner zu beauftragen und durchführen zu 
lassen. Sofern der Versicherungsnehmer dies wünscht, 
wird der Versicherer bei bestehendem Versicherungs-
schutz namens und mit Vollmacht des Versicherungsneh-
mers den vom Versicherer autorisierten Partner mit dem 
Pick-up-Service beauftragen.

(6) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versi-
cherers zur Schadenabwendung/-minderung, soweit für 
ihn zumutbar, zu befolgen.

(7) Rechtsfolgen einer Obliegenheitsverletzung
7.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
bei und/oder nach Eintritt des Versicherungsfalls vorsätz-
lich, so ist der Versicherer von der Verp� ichtung zur Leis-
tung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entspricht.

7.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Auf-
klärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann voll-
ständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

7.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verp� ichtet, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt auch, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

§ 5 Versicherungsort
Die Versicherung gilt in Deutschland, sowie – mit Ausnah-
me des Pick-up-Service – bei vorübergehenden Reisen 
weltweit. Der Pick-up-Service gilt ausschließlich in 
Deutschland und Österreich.

§ 6 Prämie
(1) Der Versicherungsnehmer hat die erste Jahresprämie 
bzw. einmalige Prämie (Beitrag) am 1. des auf die 
Antragstellung folgenden Monats zu zahlen; Folgeprä-
mien am 1. des Monats, in dem ein neues Versicherungs-
jahr beginnt. Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung der 

ersten Prämie bzw. einmaligen Prämie oder der ersten 
Rate der ersten Prämie ergeben sich aus § 37 VVG; im 
Übrigen gilt § 38 VVG. Ist Ratenzahlung vereinbart, so 
gelten ausstehende Raten als gestundet. Sie werden 
sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer in Ver-
zug gerät.

(2) Erfolgt die Prämienzahlung per SEPA-Lastschriftver-
fahren, wird die Abbuchung vom Konto spätestens 5 Tage 
vorher angekündigt. Bei wiederkehrenden Beitragseinzü-
gen in gleicher Höhe erfolgt die Ankündigung einmalig 
vor dem erstmaligen Einzug.

§ 7 Anpassung der Beiträge
(1) Die Prämie je Tarif wird unter Berücksichtigung der in 
den Kalkulationsgrundlagen des Versicherers niederge-
legten Prämienfaktoren (z. B. Schadenaufwand und -häu-
� gkeit, Verwaltungskostenaufwand, Bestandszusammen-
setzung, Stornoquote) für eine ausreichend große Anzahl 
gleichartiger Risiken eines Tarifes (Bestandsgruppe) unter 
Beachtung anerkannter Grundsätze der Versicherungsma-
thematik und -technik ermittelt. Es können auch statisti-
sche Erkenntnisse des Gesamtverbandes der deutschen 
Versicherungswirtschaft  e. V. zur treuhänderischen 
Ermittlung der durchschnittlichen Schadenzahlungen aller 
Versicherer herangezogen werden.

(2) Ergibt eine Neukalkulation im Vergleich zum Vorjahr 
einen um mindestens 5  % vom bisherigen Tarifbeitrag 
abweichenden Wert, so ist der Versicherer berechtigt, die 
Prämie je Tarif um den Differenzbetrag zu erhöhen bzw. 
verp� ichtet, ihn um die Differenz zu senken. Der Versi-
cherer kann die Prämie je Tarif einmal pro Versicherungs-
jahr ändern.

(3) Bei Erhöhung der Prämie darf diese den zum Zeitpunkt 
der Erhöhung für Neuverträge mit gleichen Tarifmerkma-
len und gleichem Deckungsumfang geltenden Prämien-
satz nicht übersteigen.

(4) Die Prämienanpassung wird dem Versicherungsneh-
mer mitgeteilt.

(5) Bei Erhöhung der Prämie kann der 
Versicherungs nehmer den Versicherungsvertrag/
Tarif kündigen.

(6) Bei der Prämienerhöhung können Gruppen von Versi-
cherungsnehmern, bei denen gemeinsame Merkmale 
gegeben sind, teilweise oder gänzlich ausgenommen 
werden.

§ 8 Beginn und Ende von Vertrag und Haftung
(1) Vertrag und Haftung beginnen mit dem in dem Versi-
cherungsschein genannten Datum, wenn der Versiche-
rungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
rechtzeitig zur Fälligkeit zahlt.

(2) Vertrag und Haftung enden mit dem verein-
barten Zeitpunkt.

(3) Versicherungsverträge von mindestens einjäh-
riger Dauer verlängern sich von Jahr zu Jahr, wenn 
sie nicht spätestens 3 Monate vor Ablauf in Text-
form gekündigt werden.

(4) Nach Entschädigungsleistung für ein E-Bike/Pedelec 
läuft der Vertrag mit dem Ersatz-E-Bike/Pedelec weiter. 
Die Mindestlaufzeit beträgt hiernach ein Jahr. Die Prämie 
berechnet sich nach dem Tarif für die neue Sache. Für eine 
Ent schädigungs leistung, die durch Verschleißschäden 
notwendig wird, beginnt für Akkus eine neue 12-monati-
ge Wartezeit, für alle anderen Bauteile eine neue sechs-
monatige Wartezeit am 1. des auf den Auszahlungstag 
folgenden Monats. Die Wartezeit von 12 Monaten beginnt 
für Akkus zudem bei jeglichem Austausch des Akkus zum 
zuvor benannten Zeitpunkt.

(5) Veräußert der Versicherungsnehmer die versicherte 
Sache, ohne die Weiterführung des Versicherungsvertrags 
durch den Erwerber und dessen Anschrift mitzuteilen, so 
geht der Versicherer von der sofortigen Kündigung des 
Vertrags für die versicherte Sache durch den Erwerber aus.

§ 9 Schlussbestimmungen
(1) Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. 
Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepub-
lik Deutschland entgegenstehen.

(2) Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abwei-
chendes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschrif-
ten. Mündliche Neben abreden bestehen nicht.

(3) Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers 
sind – soweit nicht gesondert geregelt – telefonisch oder 
in Textform an den Versicherer zu richten.

(4) Die Ansprüche aus dem Vertrag verjähren in 3 Jahren. 
Die Verjährung ist nach Anmeldung eines Anspruchs bis 
zum Zugang der Entscheidung des Versicherers in Text-
form gehemmt.

(5) Klagen gegen den Versicherer sind am Gericht seines 
Sitzes, gegen den Versicherungsnehmer an dessen Wohn-
sitz, zu erheben. Für Klagen aus dem Versicherungsver-
trag oder der Versicherungsvermittlung ist auch das 
Gericht am Wohnsitz des Versicherungsnehmers zustän-
dig.

(6) Es gilt deutsches Recht.

WERTGARANTIE AG
Postfach 64 29  |  30064 Hannover
Breite Straße 8  |  30159 Hannover
Tel. 0511 71280-123
E-Mail: kunde@wertgarantie.com
www.wertgarantie.com

Vorstand: Thomas Schröder (Vorsitzender), 
Susann Richter, Patrick Döring, Konrad Lehmann, 
Hartmut Waldmann
Aufsichtsratsvorsitzender: Karsten Faber
Amtsgericht Hannover HR B 208988
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Pflichtinformationen gem. Art. 13, 14, 21 DSGVO

WERTGARANTIE AG 
Postfach 64 29  |  30064 Hannover 
Breite Straße 8  |  30159 Hannover 
Tel. 0511 71280-123 
E-Mail: kunde@wertgarantie.com 

Jederzeit Vertragseinsicht im 
WERTGARANTIE Kundenportal: 
www.wertgarantie.com/kundenportal

Liebe(r) Interessentin/Interessent,
liebe(r) Kundin/Kunde,

nachfolgend informieren wir Sie gemäß der europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
und dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten. Diese Datenschutzhinweise werden, falls erforderlich, aktualisiert und sind zudem auf 
unserer Internetseite wertgarantie.com unter „Datenschutz“ veröffentlicht.

1. Wer ist Verantwortlicher für die Datenverarbeitung?
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist die WERTGARANTIE AG, Breite Straße 8, 
30159 Hannover, Tel.: 0511 71280-123, E-Mail: kunde@wertgarantie.com

2. Welche Daten verarbeiten wir und woher stammen diese?
Die von uns verarbeiteten Daten erhalten wir direkt von Ihnen, z. B. im Rahmen der 
Antragstellung auf eine Versicherung und nach Vertragsschluss direkt aus der Geschäfts
beziehung mit Ihnen.

Dabei verarbeiten wir folgende Daten:
•  Name	 •  E-Mail-Adresse
•  Adresse	 •  Geburtsdatum
•  Telefonnummer	 •  Bankverbindung

3. Zu welchem Zweck verarbeiten wir Ihre Daten und auf welcher 
Rechtsgrundlage?
Nachfolgend erhalten Sie einen Überblick darüber, für welche Zwecke und auf welcher Rechts-
grundlage wir Ihre Daten verarbeiten.

3.1 Zur Vertragserfüllung (Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO)
Wir verarbeiten Ihre Daten, um unsere Verträge mit Ihnen ordnungsgemäß durchführen 
zu können. Der Zweck der jeweiligen Verarbeitung bestimmt sich dabei nach den jeweiligen 
vertraglich festgelegten Leistungen.

3.2 Zur Wahrung berechtigter Interessen (Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO)
Zur Wahrung berechtigter Unternehmensinteressen verarbeiten wir Ihre Daten zur 
Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten 
sowie zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten.

3.3 Zur Einhaltung gesetzlicher Vorgaben (Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO)
Wir verarbeiten Ihre Daten zur Einhaltung steuer- und handelsrechtlicher Aufbewahrungs- 
und Dokumentationspflichten (aus HGB, StGB oder AO) oder anderer gesetzlichen Pflichten. 
Der Zweck bestimmt sich nach den jeweils gesetzlich festgelegten Pflichten.

3.4 Aufgrund Ihrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO)
Soweit Sie in die Verarbeitung personenbezogener Daten in einem bestimmten Fall 
eingewilligt haben, erfolgt die jeweilige Verarbeitung auf Grundlage dieser Einwilligung. 
Jede Einwilligung können Sie jederzeit widerrufen. Dabei entfaltet der Widerruf Wirkung 
für die Zukunft.

4. Datenübermittlung an Dritte
Wir geben Ihre persönlichen Daten nur an Dritte weiter, wenn:
•	 Sie hierzu Ihre ausdrückliche Einwilligung nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO erteilt haben,
•	 dies gesetzlich zulässig und nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO zur Erfüllung eines 

Vertragsverhältnisses mit Ihnen erforderlich ist,
•	 wenn nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO für die Weitergabe eine gesetzliche Verpflichtung 

besteht,
•	 die Weitergabe nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO zur Wahrung berechtigter Unterneh-

mensinteressen sowie zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechts-
ansprüchen erforderlich ist und kein Grund zur Annahme besteht, dass Sie ein 
überwiegendes schutzwürdiges Interesse an der Nichtweitergabe Ihrer Daten haben.

Sofern wir Dritte mit der Verarbeitung von personenbezogenen Daten beauftragen, geschieht 
dies auf Grundlage eines Auftragsverarbeitungsvertrages gemäß Art. 28 DSGVO.

Auf Grundlage eines Auftragsverarbeitungsvertrages gemäß Art. 28 DSGVO bedient sich 
WERTGARANTIE Dienstleistern (= Auftragsverarbeitern) für folgende übertragene Aufgaben/
Zwecke: Vertragserfüllung, Vertragsauflösung, Vertragswiderruf, Vertragsanbahnung, 
Vertragsverwaltung, Vertragliche Forderungen, Antragsprüfung, Leistungsprüfung, 
Kundenservice (Telefon, Online), Organisation von vertraglichen Serviceleistungen, 
Beantwortung von Anfragen, Verarbeitung vertragsbezogener Stammdaten, Risikobewertung, 
Finanzen/Buchhaltung.

5. Speicherfristen
Grundsätzlich verarbeiten wir personenbezogene Daten nur solange, wie es nach dem 
jeweiligen Zweck erforderlich ist. Damit richtet sich auch die Speicherdauer nach der Dauer 
der vertraglichen Beziehung, einschließlich Anbahnung und Abwicklung der Geschäfts
beziehung.

Des Weiteren sind wir gesetzlich dazu verpflichtet, bestimmte Daten auch über das Ende der 
Geschäftsbeziehung hinaus aufzubewahren. Die Pflichten zur Aufbewahrung belaufen sich 
auf zwei bis zehn Jahre und ergeben sich u. a. aus dem Handelsgesetzbuch (HGB), der 
Abgabenordnung (AO), dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) und dem Geldwäschegesetz 
(GwG).

Ebenfalls bedeutsam für die Festlegung der erforderlichen Speicherfristen im Einzelfall sind 
die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), insbesondere die §§ 195 ff. BGB. 
Die für die Festlegung relevanten Verjährungsfristen betragen regelmäßig drei Jahre, können 
sich aber in einzelnen Fällen auf bis zu 30 Jahre belaufen.

6. Ihre Rechte in Bezug auf den Datenschutz
Bei Vorliegen der jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen die folgenden Rechte zu:
Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO, § 34 BDSG), Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO), 
Recht auf Löschung (Art. 17 DSGVO, § 35 BDSG), Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
(Art. 18 DSGVO), Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO), Recht zum Widerruf der 
Einwilligung (Art. 13 Abs. 2 lit. c DSGVO), Beschwerderecht bei einer Aufsichtsbehörde 
(Art. 77 DSGVO).

7. Besteht eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten?
Eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten besteht nur, soweit diese für die ordnungsgemäße 
Aufnahme, Durchführung und Beendigung der Geschäftsbeziehung und zur Einhaltung 
gesetzlicher Vorschriften erforderlich sind.

Ohne diese erforderlichen Daten können wir eine Geschäftsbeziehung mit Ihnen nicht 
eingehen, dürfen eine bestehende Geschäftsbeziehung nicht weiter durchführen oder müssen 
eine bestehende Geschäftsbeziehung unter Umständen kündigen.

8. Widerspruchsrechte (Art. 21 DSGVO)
8.1 Widerspruchsrecht im Einzelfall
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jeder-
zeit gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten, die aufgrund von 
Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO (siehe 4.) erfolgt, Widerspruch einzulegen.

In diesem Fall werden wir die entsprechenden Daten nicht mehr verarbeiten, es sei denn, 
es liegen zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung vor, die wir nachzuwei-
sen haben. Diese Gründe müssen Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen. 
Außerdem ist die weitere Verarbeitung zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen zulässig.

8.2 Widerspruchsrecht gegen Direktwerbung
Der Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke der 
Direktwerbung können Sie jederzeit widersprechen. Dies gilt auch für das „Profiling“, 
soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht.

9. Wer ist Beauftragter für den Datenschutz?
Der Beauftragte für den Datenschutz und seine Mitarbeiter können wie folgt erreicht werden:

KINAST Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
Hohenzollernring 54
50672 Köln
Deutschland

Tel.	 0221 222183-0
Fax	 0221 222183-10
www.kinast-partner.de

Hinweise zum Datenschutz für Kunden/Interessenten


